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Teil 1: Einleitung und Motivation 
Die außergerichtliche Konfliktbeilegung ist in den letzten Jahren verstärkt 

diskutiert worden. Seitens der EU wird sie stark forciert. Sie ist grundsätz-

lich bereits in unterschiedlichen gesetzlichen Regelungen vorgesehen. Zur 

außergerichtlichen Konfliktbeilegung zählen dabei sowohl Verfahren mit 

einer Entscheidung durch einen Dritten als auch Verfahren, bei denen die 

Konflikte durch die Parteien einvernehmlich gelöst werden sollen. Für 

Letztere, die auch in einem Rechtsstaat besonders zu fördern sind1, ist 

das Mediationsverfahren das prominenteste Verfahren, für Erstere die 

Schiedsgerichtsbarkeit. 

Das Mediationsverfahren und andere Verfahren der außergerichtlichen 

Konfliktbeilegung sollen durch das „Gesetz zur Förderung der Mediation 

und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“ in einen 

rechtlichen Rahmen gerückt werden. Für das Schiedsgerichtsverfahren 

gibt es bereits entsprechende gesetzliche Vorschriften.  

Mediation ist vorteilhaft bei Streitigkeiten komplexer Natur, insbesondere 

auch in Konflikten in und zwischen Unternehmen, „…in denen die Parteien 

auch künftig miteinander klarkommen müssen oder wollen, weil es eine 

Verbindung oder Beziehung gibt, die über den Streit hinausreicht.“2 

Als Wirtschaftsmediator habe ich in den vergangenen Jahren immer 

wieder viele Diskussionen darüber geführt, ob ein Gesetz zur Mediation 

die außergerichtliche Konfliktbeilegung und hier insbesondere die Mediati-

on im Wirtschaftskontext fördern oder behindern wird.  

Deshalb wird hier im Wesentlichen das Mediationsverfahren in den 

Mittelpunkt gestellt und untersucht, welche Chancen und Auswirkungen 

das neue Gesetz auf die Lösung von Wirtschaftskonflikten durch Mediati-

on hat, weil mit dem Gesetz „…die Mediation und außergerichtliche 

Konfliktbeilegung gerade auch unter Unternehmen gefördert werden“3 soll. 

Die Bewertung erfolgt dabei aus zwei Blickwinkeln. Zum einen erfolgt eine 

                                                 

1 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 14. Februar 2007, 1 BvR 135/01, 35: „Eine zunächst 
streitige Problemlage durch eine einverständliche Lösung zu bewältigen, ist auch in 
einem Rechtsstaat grundsätzlich vorzugswürdig gegenüber einer richterlichen Streitent-
scheidung.“  
2 Graf-Schlicker, 2009, S. 84. 
3 Diop/Steinbrecher, 2011, S. 131. 
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Auseinandersetzung mit den Regelungen des Gesetzes, um dessen 

Auswirkung zu beurteilen, zum anderen wird betrachtet, inwieweit das 

Gesetz für den Einsatz der Mediation förderlich ist. Der Vollständigkeit 

halber wird eine Abgrenzung zum Schiedsgerichtsverfahren vorge-

nommen. 

Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Buches wird der endgültige 

Gesetzestext noch nicht in Kraft getreten sein. Im Folgenden basieren alle 

Betrachtungen auf dem am 12.01.2011 in den Bundestag zur Abstimmung 

eingebrachten „Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Mediation und 

anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“4 inklusive der 

Änderungen durch Beschluss des Rechtsausschusses vom 30.11.20115 

(im Folgenden Gesetzentwurf), die am 15.12.2011 vom Bundestag in 

zweiter und dritter Lesung einstimmig beschlossen wurden. 

An einigen Stellen der Arbeit wird auf die im Verlauf des Gesetzgebungs-

verfahrens erfolgten Änderungen eingegangen, weil dieses das Verständ-

nis der Bewertungen unterstützt. 

Zwar ist am 10.02.2012 auf Initiative des Bundesrates der Vermittlungs-

ausschuss einberufen worden, die seitens des Bundesrates strittigen 

Punkte betreffen aber ausschließlich die Verortung der gerichtsinternen 

Mediation. Auf die Mediation von Wirtschaftskonflikten ist bei einer Anpas-

sung in diesem strittigen Punkt keine Änderung zu erwarten, so dass 

dieser Text seine Gültigkeit auch bei einer eventuellen Anpassung im 

Vermittlungsausschuss behalten wird. 

Dieses Buch basiert auf einer Masterarbeit zum Master in Commercial 

Law an der Universität Saarbrücken. 

                                                 

4 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung, BT-Drs. 17/5335 vom 01.04.2011, gefunden unter: 
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/053/1705335.pdf. 
5 Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) - 
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Mediation und anderer Verfahren der 
außergerichtlichen Konfliktbeilegung, BT-Drs. 17/8058 vom 01.12.2011, gefunden unter: 
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/080/1708058.pdf.  
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Teil 2: Hauptteil 

A Das neue Mediationsgesetz 

I. Vorstellung des Gesetzes 

Das vielfach in der Literatur und im Sprachgebrauch vereinfacht als 

Mediationsgesetz bezeichnete neue „Gesetz zur Förderung der Mediation 

und anderer Verfahren der außergerichtlichen Konfliktbeilegung“ (im 

Folgenden Gesetzentwurf) hat zum Ziel, „…die außergerichtliche Konflikt-

beilegung und insbesondere die Mediation im Bewusstsein der Bevölke-

rung und der in der Rechtspflege tätigen Berufsgruppen stärker zu veran-

kern.“6 

Es besteht aus dem im Artikel 1 eingeführten Mediationsgesetz (im 

Folgenden MediationsG-E7), dem Mediationsgesetz im engeren Sinne, 

den Änderungen und Ergänzungen der Zivilprozessordnung, die in Artikel 

2 eingeführt werden, weiterhin den Änderungen zum Arbeitsgerichtsge-

setz (Artikel 4), dem Sozialgerichtsgesetz (Artikel 5), der Verwaltungsge-

richtsordnung (Artikel 6), des Gerichtskostengesetzes (Artikel 7), der 

Finanzgerichtsordnung (Artikel 8) sowie Änderungen und Ergänzungen 

des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angele-

genheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Artikel 3). Zu Letzterem werden 

in dieser Arbeit nur die Änderungen des allgemeinen Teils (Buch 1) 

betrachtet werden, die Änderungen im Buch 2 betreffen nur Anwen-

dungsgebiete in Familiensachen und werden deshalb im Folgenden nicht 

berücksichtigt. 

Das Gesetz setzt die Vorgaben der Richtlinie 2008/52/EG8 in nationale 

Gesetzgebung um. Damit kommt ein jahrelanger Diskussionsprozess zu 

einem vorläufigen Ende, in dem darum gerungen wurde, ob gesetzliche 

Regelungen zur Mediation überhaupt notwendig sind und dazu dienen, die 

Akzeptanz der Mediation zu fördern oder — was die Gegner immer wieder 

                                                 

6 BT-Drs. 17/5335, a.a.O., S. 15. 
7 Da das Gesetz noch nicht in Kraft getreten ist, wird zur Unterscheidung gegenüber den 
derzeitig gültigen rechtlichen Vorschriften der Vorschrift des Gesetzentwurfs in diesem 
Dokument immer ein „–E“ nachgestellt. 
8 Vgl. Kap. A.II.1. 


